	Aufforderung zur Einreichung einer berichtigten Kommunalsteuererklärung 
bei von der Selbstberechnung abweichenden GPLA-Prüfungsfeststellungen 

zur verfahrensökonomischen Umsetzung der über FinanzOnline übermittelten Feststellungen aus der 

	§ 11 Abs 3 zweiter Satz KommStG 1993 iVm § 139 BAO 

	gemeinsamen Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben durch Finanzverwaltung oder Sozialversicherung 
Weitere Informationen: Steirische Gemeindenachrichten 5/2003, 8-11. Bitte die erforderlichen Beilagen (FinanzOnline-Ausdrucke) 
mitsenden. Es empfiehlt sich, die Berichtigungserklärung bereits von Seiten der Gemeinde möglichst fertig auszufüllen.
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Stadt-/Markt-/Gemeinde ...........................
................................, am ..............20...

Gegen Zustellnachweis.

Name des Empfängers 

(Abgabepflichtiger bzw.

Vertreter des Steuerpflichtigen, 

welche eine Zustellvollmacht innehat)

…………………………

GZ: ………………./151
Aufforderung zur Einreichung einer berichtigten Kommunal-

steuererklärung für den Zeitraum  …………………..…….
Sehr geehrte/r Herr/Frau                                      ,

in Ihrem Unternehmen fand für die in unserer Gemeinde gelegene Betriebsstätte kürzlich eine von der Finanzverwaltung bzw. von der Sozialversicherung durchgeführte „gemeinsame Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben“ (GPLA) im Sinne des § 14 Abs 1 erster bis fünfter Satz Kommunalsteuergesetz 1993, BGBl 819/1993 in der geltenden Fassung, statt.

Der/Die Prüfer/in des Finanzamtes bzw der Sozialversicherung war dabei als Organ der Gemeinde tätig und hat Ihnen beim Abschluss der Prüfung nachweislich eine von der Selbstbemessung abweichende Kommunal​steuer​be​messungs​grundlage zur Kenntnis gebracht. Diese Prüfungsfeststellungen wurden der gefertigten Gemeinde im Sinne des § 2 Abs 3 der seit 20.1.2003 geltenden „Verordnung des Bundesministers für Finanzen betreffend die Datenübermittlung im Zusammenhang mit der gemeinsamen Prüfung lohnabhängiger Abgaben“, BGBl II Nr. 453/2002, über das Verfahren FinanzOnline zur Kenntnis gebracht. 
Gemäß § 139 Bundesabgabenordnung, BGBl 194/1961 in der geltenden Fassung, sind Sie nach dem Erkennen unrichtiger Angaben in Abgabenerklärungen verpflichtet, unverzüglich auch eine entsprechend berichtigte Abgabenerklärung bei der Gemeindeabgabenbehörde einzureichen.

Nachdem dies bisher offensichtlich übersehen wurde, werden Sie hiermit aufgefordert, verlässlich innerhalb einer 

2-wöchigen Nachfrist ab Zustellung dieser Aufforderung

eine berichtigte Kommunalsteuererklärung im Sinne der GPLA-Feststellungen (siehe Beilagen) einzureichen und den für den im Betreff erwähnten Zeitraum ausständigen Kommunalsteuer-Restbetrag zuzüglich 2 % Säumniszuschlag ebenfalls längstens bis zu diesem Zeitpunkt zu entrichten.

Andernfalls muss die Kommunalsteuer gemäß § 11 Abs 3 KommStG 1993 in Verbindung mit § 201 Abs 1 BAO bescheidmäßig festgesetzt und zwangsweise eingebracht (exekutiert) werden.

Überdies können folgende bereits eingetretene Verletzungen von abgabenrechtlichen Verpflichtungen als ahndbare Verwaltungsübertretungen bei der Bezirksverwaltungsbehörde zur Anzeige gebracht werden: Unrichtige Abgabenerklärung, nicht vollständige Entrichtung einer Abgabe zum Fälligkeitszeitpunkt, Verletzung der Berichtigungspflicht von unrichtigen Abgabenerklärungen. 

Um unnötige Kosten und vermeidbaren Verwaltungsaufwand zu ersparen ersuchen wir Sie daher nochmals – auch in Ihrem eigenen Interesse! – um Einreichung der Berichtigungserklärung und um Bezahlung der ausständigen Kommunalsteuer- und Säumniszuschlagsbeträge bis zum genannten Zeitpunkt.

Mit freundlichen Grüßen

	 (Bgm. ………………….)


Beilagen:

· Ausdrucke der über das Verfahren FinanzOnline im Sinne oa Verordnung mitgeteilten von der Selbstbemessung abweichende GPLA-Prüfungsergebnisse

· vorausgefüllte berichtigte Kommunalsteuererklärung für den im Betreff erwähnten Zeitraum

	Name und Anschrift des Unternehmers 
	
	Eingangsvermerk der Gemeinde
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	Finanz-
amt

Steuernummer

	
	

	

	An die

Stadt-/Markt-/Gemeinde
	
	(nach GPLA) berichtigte
Kommunalsteuer​erklärung

für die Jahre __________________ bis __________________ 


Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin! / Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Hiermit erkläre/n ich/wir die Kommunalsteuer im Sinne des § 139 BAO,
 unter Beachtung der kürzlich  im Zuge der gemeinsamen Prüfung aller lohnabhängigen Abgaben (GPLA)
 getroffenen Feststellungen für den nachstehenden Zeitraum berichtigt wie folgt:

	Jahr
(Zeitraum)
	bisher (vor Prüfung) erklärte Bemessungsgrundlage
	im Zuge der GPLA festgestellte Bemessungsgrundlage 
	3 % KommSt
(berichtigt erklärt)

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	Summe berichtigt erklärter Kommunalsteuer: 
	

	hierauf geleistet für das Jahr (den Zeitraum)
	
	-
	

	hierauf geleistet für das Jahr (den Zeitraum)
	
	-
	

	hierauf geleistet für das Jahr (den Zeitraum)
	
	-
	

	hierauf geleistet für das Jahr (den Zeitraum)
	
	-
	

	hierauf geleistet für das Jahr (den Zeitraum)
	
	-
	

	verbleibender Abgabenrückstand (Zahllast)
	=
	

	gemäß §§ 217 und 217a BAO zuzüglich 2 % Säumniszuschlag
	+
	

	verbleibender Abgabenrückstand (Zahllast)
	=
	


Hinweis der Gemeinde: Sollte/n Ihnen im Jahr / in den Jahren ……………….………. (noch nicht verjährte vor dem erwähnten GPLA-Prüfungszeitraum liegende/s Jahr/e) bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage im Zuge der Selbstbemessung derselbe oder ein ähnlicher Fehler unterlaufen sein, ist dieser unter einem selbstständig zu berichtigen! Diese Aufforderung unterbricht die Bemessungsverjährung und können Abgabenansprüche des erwähnten zusätzlichen Zeitraums weitere fünf Jahre nach Ablauf des laufenden Jahres geltend gemacht werden. 

	, am              20    
	
	

	Datum, Ort
	
	Unterschrift des Abgabepflichtigen
(oder Stempel u. Unterschrift d. Parteienvertreters)


� Version 5.10.2010, Verfasser: Robert Koch, Ltr. Prüfungsabteilung 


�	Bundesabgabenordnung, BGBl 194/1961 in der geltenden Fassung


�	§ 14 Abs 1 erster bis fünfter Satz Kommunalsteuergesetz 1993, BGBl 819/1993 in der geltenden Fassung





